
Stand: 20.06.22 Ortsgemeinde Fachbach 
2. Änderung des Bebauungsplans 

der 2.Erweiterung „Auf der Oberau“ (Entwurf)

Begründung
1 Anlass

Der Bebauungsplan „Auf der Oberau, 2. Erweiterung“ wurde bereits einmal geändert um Hemm-
nisse des Vollzugs zu beseitigen. 
Die 2. Änderung ist erforderlich, weil bei der Durchführung von Bauvorhaben Abweichungen von 
den Bebauungsplanfestsetzungen festgestellt wurden. Im Rahmen der Abwägung wurde entsch-
ieden, dass zur Legalisierung der Abweichungen ein Bebauungsplanverfahren durchgeführt wer-
den soll. Zu diesem Zweck wurde mit den betroffenen Grundstückseigentümern ein städtebaulich-
er Vertrag abgeschlossen, der als Anlass der Änderung folgende Präambel enthält (Auszug):

„Bereits im April 2020 wurden der Ortsgemeinde erhebliche Verstöße gegen die textliche Festset-
zung Nr. 3.5 „Erdanschüttungen sind flach zu verziehen und in die natürliche Topographie einzu-
binden (Neigungsverhältnis möglichst nicht über 1:2,5)“ des in Rede stehenden Bebauungsplanes 
gemeldet, so dass die Untere Bauaufsichtsbehörde der Kreisverwaltung des Rhein-Lahn-Kreises 
gebeten wurde, sich der Angelegenheit anzunehmen. Eine daraufhin durchgeführte Ortsbesichti-
gung ergab, dass bereits weitere Erdanschüttungen auf anderen Grundstücken entstanden sind, 
die der maßgeblichen Festsetzung des Bebauungsplanes widersprechen. Dies betrifft in erster 
Linie die Grundstücke direkt am Lärmschutzwall (Flurstücke: 300, 301, 302 und 304 in der Flur 8).“

Der Bebauungsplan soll so geändert werden, dass die durchgeführten Erdanschüttungen zulässig 
sind.

2 Erläuterung der geplanten Änderung

2.1  Geltungsbereich

Die topographische Situation, die zu den Verstößen geführt hat, befindet sich nur innerhalb des 
Geltungsbereichs der geplanten Änderungen. Aus diesem Grund erfolgte die Abgrenzung.
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Stand: 20.06.22 Ortsgemeinde Fachbach 
2. Änderung des Bebauungsplans 

der 2.Erweiterung „Auf der Oberau“ (Entwurf)

2.2 Gestaltung von Erdanschüttung

Um die baurechtlichen Verstöße zu legalisieren muss die bauordnungsrechtliche Festsetzung
Ziff. 3.5 geändert werden. Zusätzlich ist eine Ergänzung erforderlich (s. Ziff. 3.5.1).

Die rechtskräftige Festsetzung Ziff. 3.5 lautet:

Diese Festsetzung wird wie folgt geändert:

Die Erdanschüttungen wurden überwiegend mit Stützmauern oder mit einer Kombination von 
Stützmauern und Böschungen errichtet. Das Neigungsverhältnis der errichteten Böschungsflächen 
ist regellos. Aus diesem Grund wurde kein Neigungsverhältnis festgesetzt.
Die Erdanschüttungen befinden sich teilweise auch in den Abstandsflächen der Gebäude. Deshalb 
wird bei der Änderung auf die Regelung der Landesbauordnung hingewiesen.
Die Ausnahmeregelung für den Vorgartenbereich soll die Errichtung von Stellplätzen und Garagen 
erleichtern. Anschüttungen und Stützmauern bis auf die Höhe des Straßenniveaus, auch an der 
Grundstücksgrenze bzw. in der Abstandsfläche sind dafür erforderlich (s. folgende Bilder, Juli 
2021). 

In den Vorgärten befinden sich in der Regel keine wohnungsnahen Freiräume, wie z.B. Terrassen, 
die einen besonderen Schutz erfordern würden.
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Die Entnahme von Gehölzbestand ist lediglich in 
der Zeit vom 1.10. eines Jahres bis zum 28.02 des 
Folgejahres zulässig.
Das Räumen des Baufelds darf nur in einem 
Zeitraum vom 15.09. eines Jahres bis zum 31.03. 
des Folgejahres erfolgen.

6.1

2.1

0,4

I

WA
0,8

ED

Baugrenze
(§ 23 (3) BauNVO)

Ausrichtung der Gebäude, Stellung der 
baulichen Anlagen in beide Richtungen 
zulässig (Abweichungen bis 30 ° 
zulässig). Bei Gebäuden mit geneigtem 
Dach gleichzeitig Hauptfirstrichtung, 
Nebenfirstrichtungen sind zulässig.

3. Überbaubare Grundstücksflächen,  
Stellung der baulichen Anlagen 
(Firstrichtung), Nebenanlagen und Garagen 
(§ 9 (1) Nr. 2 u. 4 BauGB und §§ 12 u. 14 
BauNVO)) 

3.1

3.2

3.3

nicht überbaubare Grundstücks-
fläche

überbaubare Grundstücksfläche

WA

 

Darstellungen der Flurkarte
(keine Festsetzung)

0.

Flurstücksnummer, 
z.B. Fl. St. Nr. 1404/2

0.2

vorhandene 
Flurstücksgrenze

0.1 vorhandenes Gebäude0.3

Teil A -Planungsrechtliche Festsetzungen-

1. Geltungsbereich 
(§ 9 (7) BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungs- 
bereiches des Bebauungsplanes 

Textliche und zeichnerische Festsetzungen

2.2 Grundflächenzahl 
(§ 19 BauNVO), z.B. GRZ = 0,4 0,4

vorgeschlagene 
Grundstücksgrenze
(keine Festsetzung)

3.4

vorgeschlagener 
Baukörper
(keine Festsetzung)

3.5

1404
2

2. Art und Maß der baulichen Nutzung,  
höchstzulässige Zahl der Wohnungen und 
Bauweise  (§ 9 (1) Nr. 1, 2 und 6 BauGB und
§§ 3, 16 - 23 BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet
(§ 4 BauNVO)

2.1

Bauweise
nur Einzel- und Doppelhäuser
zulässig

2.3 Geschossflächenzahl 
(§ 20 BauNVO), z.B. GFZ = 0,8
Flächen von Aufenthaltsräumen in 
anderen Geschossen einschl. der 
dazugehörenden Treppenräume und ihre 
Umfassungswände sind mit anzurechnen 
(§20 (3) BauNVO).

0,8

Als Maß der baulichen Nutzung werden die im 
Bebauungsplan angegebenen Werte als 
Höchstwerte festgesetzt, soweit die 
Festlegungen über die bebaubaren Flächen 
sowie die der Landesbauordnung nicht zu 
einer niedrigeren Ausnutzung zwingen. Die 
Werte gelten auch, wenn die überbaubaren 
Flächen eine höhere Ausnutzung zuließen.

2.4

2.6

Höchstzulässige Anzahl von Wohnungen (§ 9 
(1) Nr. 6 BauGB)

Die höchstzulässige Wohnungsanzahl beträgt 
zwei Wohnungen pro Wohngebäude. 

Die Anordnung der Wohnungen muss zur 
Wahrung eines lärmgeschützen 
Außenwohnbereiches vergleichbar einem 
Doppelhaus sein (s. a. Ziff 8, Teil A).

In einer Doppelhaushälfte ist nur eine Wohnung 
zulässig.

2.7

2.5

Aufstellungsverfahren

Rechtsgrundlagen
(in der für den Plan geltenden Fassung):

Ortsgemeinde
 Fachbach

Bebauungsplan
 "Auf der Oberau"

2. Erweiterung

         Maßstab  1 : 1000

PLANUNGSBÜRO UHLE
Ortsplanung und Städtebau

Prof. Mathias Uhle
Auf dem Acker 25
56379 Winden
Tel. 02604 / 1502
E-Mail: uhle@prof-uhle.de

Fertigstellung

Änderung /
Ergänzung

Gemeindeordnung (GemO) 

Baugesetzbuch (BauGB) 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung BauNVO) 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanZV 90) 
Landespflegegesetz Rheinland-Pfalz (LPflG) 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

5. Grünflächen und Bindungen für 
die Bepflanzung
(§ 9 (1) Nr. 15 und 25 BauGB)

Der Lärmschutzwall ist mit Gehölzgruppen aus 
standorttypischen Sträuchern und Heistern so zu 
begrünen, dass mindestens 50 % der projizierten 
Gesamtfläche des Walls mit Gehölzen bepflanzt 
sind. 
Anzupflanzen sind Gehölzgruppen aus jeweils 
mind. 20 Stück Gehölzen. Die Pflanzung der 
Sträucher hat in Gruppen zu 3, 5 - 7 Stück je Art 
zu erfolgen. Der Pflanzabstand beträgt 1,5 x 1 m. 
Der Anteil der Heisterpflanzen muss mindestens 
10 % betragen.                     
Für die Gehölzauswahl und 
Mindest-Pflanzqualitäten sind die Vorgaben 
gemäß der Pflanzliste unter Pkt. 6.1 zu 
berücksichtigen. Die Gehölzpflanzungen sind 
dauerhaft zu unterhalten.
Die nicht mit Gehölzen überstellten Bereiche sind 
mit einer Gras-/ Kräutermischung für mittlere 
Standorte anzusäen.
Zwischen der Anlage des Erdwalls und der 
Durchführung der Bepflanzungsmaßnahmen muss 
ein Zeitraum von 1 Jahr liegen.

6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
(§ 9 (1) Nr. 20 BauGB)

5.5

Garagen und Stellplätze sind nur 
innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig.

Stellplätze, auch als Carport (überdacht), 
sind auch auf der Fläche zwischen der 
überbaubaren Grundstücksfläche und der 
öffentlichen Verkehrsfläche zulässig.

3.6

Die Traufhöhe TH 1 beträgt max. 6,20 m
(s. Skizze 2).

Maßgabe ist die Fertigfußbodenhöhe des 
Untergeschosses und der Schnittpunkt 
Fassade - Dachhaut (jeweils Außenkante).

Siehe dazu Teil B "Bauordnungsrechtliche 
Festsetzungen", Ziffer 3.6 u. 3.7 

4.2

4. Höhenlage der baulichen Anlagen 
und Geländeanschlüsse
(§ 9 (3) BauGB und § 16 (3) Nr. 2 
BauNVO)

Anzahl der Vollgeschosse als 
Höchstgrenze - eingeschossig

Entsteht durch die Topographie im 
Untergeschoss ein Vollgeschoss, wird es 
nicht auf die zulässige Zahl der 
Vollgeschosse angerechnet (s.a. Teil B - 
Bauordnungsrechtliche Festsetzungen Ziff. 
3.6 und 3.7)

I

Dachgauben sind ab einer Dachneigung 
von 30 Grad zulässig.

1.3

Es sind Satteldächer , versetzte Satteldächer,  
Walmdächer, Pultdächer und Flachdächer 
zulässig.

1.2

Dachform, Dachneigung und Materialien1.

Die zulässige Dachneigung  bei geneigten 
Dächern beträgt max. 38 ° (Grad).

1.4
1.1

Teil B -Bauordnungsrechtliche Festsetzungen-
(§ 9 (4) BauGB i.V.m. § 88 LBauO)

Die max. zulässige Höhe von Einfrie-
dungen an den seitlichen und rückwärtigen 
Grundstücksgrenzen wird auf 1,50 m festgesetzt. 
Als Einfriedungen sind zulässig:
Naturholzzäune, kunststoffbeschichtete 
Maschendrahtzäune, Doppelstabzäune und 
ähnliche Ausführungen, mit Abpflanzung und 
Hecken.

Die nicht überbauten oder als PKW-Stellplatz 
genutzten Flächen der Grundstücke sind zu mind. 
80 % gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. 
Dabei ist auf je 400 m2 Grundstücksfläche ein 
Laubbaum aus der Artenliste des 
landschaftsplanerischen Fachbeitrages zu 
pflanzen (s. Teil, s. Teil, Pflanzliste unter Pkt. 6.1).

2. Fassadengestaltung

2.2 Putzflächen und Klinker sind in weiß oder in 
Erdfarben (z.B. pastell grau, braun, ocker 
etc.) zulässig. 
Glänzende Farbgebungen sind unzulässig. 

3. Freiflächengestaltung, Mülltonnenstandplätze, 
Sockelhöhen und Stützmauern

3.1

3.2

Vorgärten sind, mit Ausnahme der 
Garagenzufahrten, Stellplätze und Hauszugänge, 
als Grünflächen anzulegen. Es ist mindestens ein 
Baum II. Ordnung, der auch ein hochstämmiger 
Obstbaum sein kann, oder eine Strauchgruppe 
von 3 - 5 Sträuchern aus der Artenliste des 
landschaftsplanerischen Fachbeitrages zu 
pflanzen (s. Teil, Pflanzliste unter Pkt. 6.1 ).

4. Einfriedung von Grundstücken

Zur Verkehrsfläche hin sind Einfriedungen bis 
h max. = 0,90 m zulässig.

4.1

4.2

Sockelhöhen 

Sich talseitig oder bergseitig ergebende 
höhere Sockel sind durch Erdmodellierungen 
auszugleichen.

3.7

3.7.1

3.6 Talseitige Abgrabungen bis zu 1,00m sind 
zulässig, wenn zwischen Oberkante 
abgegrabenem Gelände und Traufpunkt 
6,50 m nicht überschritten werden.

Die Sockelhöhe beträgt max. 0,50 m. Sie 
wird in Gebäudemitte gemessen:

Fall 1
bergseitig und talseitig, ab OKFF 
Erdgeschoss (EG) bzw. Untergeschoss 
(UG) zum Schnittpunkt des natürlichen 
Geländeverlaufs

Zulässig sind für untergeordnete Bauteile 
auch Sichtbeton und 
Natursteinverkleidungen.

Abgrabung bis 
1,00m zulässig

natürlicher
Geländeverlauf

Befestigungen auf den privaten Grund-
stücken, private Stellplätze, Zufahrten, Wege, 
Hofflächen etc. sind als Versickerungsflächen 
auszubilden. Als Befestigungen sind z.B. 
zulässig: weitfugiges Pflaster, Schotterrasen, 
Rasengittersteine oder andere wasser-
durchlässige Oberflächenbefestigungen.

3.3

Mülltonnenstandplätze dürfen von der 
öffentlichen Verkehrsfläche nicht 
einsehbar sein.

3.4

Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO)

7. Verkehrsfläche, mit Geh- Fahr- und 
Leitungsrechten zu belastende Fläche, 
Böschungsflächen zur Herstellung des 
Straßenkörpers 
(§ 9 (1) Nr. 11, Nr. 21 u. Nr 26 BauGB)

7.2 Leitungsrecht für die 
Verbandsgemeindewerke Bad Ems für 
die Regen- und  Schmutzwasserent-
sorgungsleitung.

Norden

0 10 30 50

Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen (§ 9 (1) Nr. 24 BauGB)

8.

Einzellänge
max. 3,50m

First

Abstand
mindestens

0,75 m

Summe der Einzellängen
 max. 70%

Fassade
am Ortgang

mindestens
1,00 m 

mindestens
0,75 m

Fassadenlänge

Für eine harmonische Dachgestaltung wird empfohlen,
nur eine Gaubenform zu wählen. 

Material:
Zulässig sind für Wandflächen: 
Kalkzementputz oder diesem Erscheinungsbild 
ähnliche Putzformen, Kalksandstein und Klinker.

Zulässig sind auch Holzverschalungen, 
graphitgrau verschieferte Flächen, sowie 
Holzbauweisen ( z.B. Holzblockhausbauweise, 
Holzbohlenbauweise).

Bei der Wahl der Materialien ist der Lärmschutz 
zu beachten (s. Ziff. 8, Teil A - 
Planungsrechtliche Festsetzungen)

Als Material für Stützmauern bzw. Stützwände 
zum Abfangen von Geländesituationen sind 
lediglich Natursteine, welche ohne Verbundstoffe 
(Beton o.ä.) zu setzen sind, zulässig 
(Natursteintrockenmauerwerk, Gabionen, o.ä.).

Ausnahmen sind an Nachbargrenzen zulässig.

6.2

5.1 Öffentliche Grünfläche
Zweckbestimmung: Lärmschutzwall

max. 
6,5 m

natürlicher
Geländeverlauftalseitig

Sockelhöhe 
max. 0,5 m

Straße
talseitig

bergseitig
Sockelhöhe 
max. 0,5 m

Fall 2
bergseitig ab OKFF Erdgeschoss (EG) 
bezogen auf die öffentl,Verkehrsfläche; 
talseitig, ab OKF Untergeschoss zum 
Schnittpunkt des natürlichen 
Geländeverlaufs

EG
UG

natürlicher
Geländeverlauftalseitig

Sockelhöhe 
max. 0,5 m Straße

bergseitig

bergseitig
Sockelhöhe 
max. 0,5 m

EG
UG

Das Gelände zwischen Gebäude und Straße 
ist bis zur Sockelhöhe aufzufüllen.

Geländeauffüllung

3.5 Erdanschüttungen sind flach zu verziehen  
und in die natürliche Topographie 
einzubinden (Neigungsverhältnis möglichst 
nicht über 1 : 2,5).

5.2 öffentl. Grünfläche, 
Zweckbestimmung 
"Kinderspielplatz"

Bei Geschossen von Gebäuden über 2,50m 
gemessen ab Geländeniveau, sind passive 
Schallschutzmaßnahmen nach den Vorgaben der 
DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau" erforderlich. 
Betroffen sind die straßenzugewandten Fassaden (B 
260).

Die Fenster sind mit Schallschutzklasse 3 gemäß 
VDI-Richtlinie 2719 herzustellen, bewertes 
Schalldämmmaß R`w,p >/- 37 dB.
Außenwände sind mit einem bewerten 
Schalldämmmaß R`w >/- 45 dB herzustellen.
Dächer sind mit einem bewertem Schalldämmmaß 
R`w >/- 40 dB herzustellen.

Im Lärmpegelbereich (Nachts) 50-55 dB (A)  und 
höher (s.Anlage 8 des Gutachtens) sind bei 
Schlafräumen mechanische Belüftungsanlagen 
erforderlich.

Der zur Wohnung gehörende notwendig 
Außenwohnbereich ist in dem durch den 
Lärmschutzwall geschützen Bereich, auf 
Geländeniveau, anzuordnen.

8.3

8.1 Schallschutzwall; 
Wallkrone h = 85,5 m ü. NN., 
Kronenabstand zum Straßenrand ca. 
12m, gemäß gutachterlicher 
Stellungnahme, Ingenieurbüro Paul Pies, 
Boppard, Auftragsnummer 12749/0408 (s. 
Anlage zur Begründung des 
Bebauungsplans). Zulässig ist auch eine 
Wall / Wandkombination.
Die Überschreitung der Wallgrenze zur 
Herstellung von Böschungen in Richtung 
WA-Gebiet ist zulässig.

8.2 Flächen für besondere Vorkehrungen zum 
Schutz vor Schallimmissionen, gemäß den 
Festsetzungen Ziff. 9.3. Siehe dazu 
gutachterliche Stellungnahme, 
Ingenieurbüro Paul Pies, Boppard, 
Auftragsnummer 12749/0408, (Anlage zur 
Begründung des Bebauungsplans).

Bei geneigten Dächern sind als 
Bedachungsmaterial und Farbe nur Schiefer, 
Kunstschiefer oder Pfannen, sowie der damit im 
Erscheinungsbild vergleichbaren Materialien 
(z.B. Zinkblech in Stehfalzdeckung, 
Betondachsteine), in den Farben "Graphit" (RAL 
9011, 7024, 7026) oder "Schieferblau" (RAL 
7031) sowie "Dunkelbraun" (RAL 8028), oder 
diesen Farbtönen vergleichbar, zulässig.

Ausnahmen gelten für untergeordnete Dachteile, 
Wintergärten, Vordächer, Dächer von Garagen 
od. Carports, sowie für Dächer von 
Nebenanlagen nach §14 BauGB.

Maximale Höhenlage ü. NN. 
Oberkante-Fertigfußboden
des Erdgeschosses (EG, s. Skizze). 
Bei einer anderen, als der 
vorgeschlagenen Grundstücksteilung, 
sind die Zwischenwerte zu 
interpolieren.

 

4.1
93,30

In Teilbereichen wurden zwei Höhen 
angegeben. Sie gelten wie folgt, (s. a. 
Skizze 1):
 

4.1.1

Wird das Gebäude an der 
bergseitigen Baugrenze 
errichtet gilt der höher Wert.
Wird das Gebäude an der 
talseitigen Baugrenze 
errichtet, gilt der niedrigere 
Wert.
Wird das Gebäude zwischen 
den Baugrenzen errichtet, ist 
die Höhenlage durch 
Interpolation zu ermitteln.

Skizze 2:
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Skizze 1:

Höhenlage durch 
Intepolation 
ermittelt

Für die im Geltungsbereich verursachten Eingriffe 
sind Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. 
Diese Ausgleichsmaßnahmen werden außerhalb des 
Geltungsbereiches durchgeführt (§1a (3) BauGB). 
Anstelle der Bebauungsplanfestsetzungen wurde eine 
vertragliche Vereinbarung nach §11 BauGB getroffen. 
Es handelt sich dabei um "Pflege- und 
Entwicklungsmaßnahmen für die Wiesen und 
Waldrandbereiche nordwestlich des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplans".

Die Zuordnung der Ausgleichsmaßnahmen erfolgt, 
zu:

70 % auf die im Bebauungsplan festgesetzten 
allgemeinen Wohngebiete,

30% auf die öffentliche Verkehrsfläche, den 
festgesetzten Spielplatz und den Lärmschutzwall.

6.3

7.1 Öffentliche Verkehrsfläche

Änderung der Verkehrsfläche 
und 
Anpassung der Baugrenzen

Erweiterung des 
Geltungsbereichs
und Festsetzung einer öffentl.
Verkehrsfläche

1. Änderung

Die 1. Änderung betrifft den gesamten 
Geltungsbereich. 
Die von der 1. Änderung betroffenen 
Festsetzungen sind mit der Umrandung 
gekennzeichnet!

Die Grenze des räumlichen Geltungs- 
bereiches der 1. Änderunge umfasst den 
gesamten Geltungsbereich und die mit 
der Umrandung gekennzeichnete
Erweiterung. 

Die 1. Änderung betrifft
den gesamten 
Geltungsbereich des 
Bebauungsplans 

29.08.2017 "Beteiligungsverfahren"
(Beschluss Gemeinderat v. 04.07.17)

bestehende 
Böschungen

0.4

Lage des
Geltungsbereiches

Datengrundlage der Liegenschaftskarte: 
Geobasisinformationen der Vermessungs- und 
Katasterverwaltung Rheinland-Pfalz
(Zustimmung vom 15. Oktober 2002)

Die für die Herstellung der Verkehrsflächen 
erforderlichen Aufschüttungen, Abgrabungen und 
Stützmauern sind vom Angrenzer auf den 
Baulandflächen und den privaten Grünflächen zu 
dulden. Die Nutzung der dadurch entstehenden 
Böschungsflächen und deren Veränderung ist nicht 
eingeschränkt.

7.3

23.11.2017 Redaktionelle Einarbeitung des 
Verfahrens nach § 4 (1) BauGB

5.4 Erhalten von Bäumen 

5.3 Anpflanzung von Bäumen gemäß 
Pflanzliste im landschaftsplanerischen 
Fachbeitrag

Abweichungen von den fest-
gesetzten Standorten von 
± 3,00 m sind zulässig.

Der Bebauungsplans „Auf der Oberau“ von 1980 wird im 
Bereich der Verkehrsfläche überplant. Diese Teilfläche des 
Bebauungsplans verliert durch die Überplanung ihre 
Gültigkeit.

13.03.18 Redaktionelle Einarbeitung des 
Verfahrens nach § 4 (2) BauGB

Verfahrensvermerke 
I. Aufstellungsbeschluss IV. Satzungsbeschluss 

 Die Ortsgemeinde Fachbach hat am 04.07.2017 Der Bebauungsplan wurde gemäß § 10 
 gemäß § 2 (1) BauGB die Aufstellung dieses  BauGB und § 24 der Gemeindeordnung 
 Bebauungsplanes beschlossen. Dieser Beschluss vom Ortsgemeinderat am 17.04.2018 als  
 wurde am 03.08.2017 ortsüblich bekannt gemacht. Satzung beschlossen. 
  
 Bad Ems, den ......................... Bad Ems, den ......................... 

  ..................................       ................................ 
      Rainer Lindner          Rainer Lindner 
  Beauftragte Person       Beauftragte Person 
 der Verbandsgemeinde Bad Ems        der Verbandsgemeinde Bad Ems 

II. Öffentlichkeitsbeteiligung V. Ausfertigung der Bebauungsplansatzung 

 Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß  Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt. 
 § 3 (1) BauGB erfolgte durch: 
 Erörterung und Anhörung am 23.10.2017. Fachbach, den ......................... 

 Bad Ems, den ........................ 

    ................................. 
          Dieter Görg 
  .................................         Ortsbürgermeister 
      Rainer Lindner 
  Beauftragte Person 
 der Verbandsgemeinde Bad Ems 

III. Offenlage VI. Inkrafttreten 

 Der Bebauungsplan mit den Textfestsetzungen Das Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes 
 und der Begründung hat nach § 3 (2) BauGB in ist gemäß § 10 BauGB am ....................... 
 der Zeit vom 22.01.2018 bis 22.02.2018 (einschl.)  ortsüblich bekannt gemacht worden, mit 
 zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegen. Ort Hinweis auf Ort und Dauer der Einsicht- 
 und Dauer der Auslegung wurden am 11.01.2018 nahme. 
 ortsüblich bekannt gemacht. 
  Der Bebauungsplan ist somit am ............... 
 Bad Ems, den ……………………. rechtsverbindlich geworden. 
  
  Bad Ems, den ……………… 
  
  ................................ 
      Rainer Lindner 
  Beauftragte Person       ................................ 
 der Verbandsgemeinde Bad Ems          Rainer Lindner 
           Beauftragte Person 
             der Verbandsgemeinde Bad Ems
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3.5 Erdanschüttungen sind zulässig. 
In Verbindung mit Erdanschüttungen sind, ohne 
eigene Abstandsflächen und in den Abstandsflächen 
von Gebäuden, Stützmauern bis zu 2 m Höhe 
zulässig (s. § 8 Abs. 8 LBauO). 
Die Regelung zur Übernahme von Abstandsflächen 
auf Nachbargrundstücken, nach § 9 LBauO, bleibt 
unberürt.

Ausnahmen können im Vorgartenbereich bei der 
Errichtung Garagen mit ihren Zufahrten und bei 
Stellplätzen zugelassen werden. 

3.5.1 Im Geltungsbereich (Flurstücken 300 - 304) sind 
Erdanschüttungen bis zur Oberkante des 
Erdgeschossfußbodens zulässig. 

Stützmauern sind zur talseitigen Grundstücksgrenze 
(Lärmschutzanlage) bis zu einer Höhe von max. 3,00 
m zulässig. 
Der Abstand beträgt zu dieser Grundstücksgrenze 
mind. 3,00m (s. Skizze). Zur Nachbargrenze gelten die 
Regeln der Landesbauordnung.

Hinweis:
Die Erdanschüttung und Stützmauern können sich auf 
die Standsicherheit der Straßenböschung und auf die 
Beseitigung des Niederschlagswassers auswirken. 
Die Standsicherheit und die Unbedenklichkeit des 
Niederschlagswasserabflusses sind zu beachten.

 
1. Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 

der 2. Änderung des Bebauungsplanes. 

Innerhalb des Geltungsbereichs werden die 
Festsetzungen Ziff. 3.5 und 3.5.1 wie folgt geändert:

Teil B -Bauordnungsrechtliche Festsetzungen-
(§ 9 (4) BauGB i.V.m. § 88 LBauO)

2. Änderung
Bebauungsplan "Auf der Oberau"

2. Erweiterung

PLANUNGSBÜRO UHLE
Ortsplanung und Städtebau

Auf dem Acker 25
56379 Winden

Tel. 02604 / 1502
E-Mail: uhle@prof-uhle.de

Ortsgemeinde Fachbach

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB wurde 
durch den Gemeinderat gefasst, am .............................
Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 
wurde ortsüblich bekanntgemacht, am .............................

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
erfolgte am .............................

Die Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde ortsüblich 
bekanntgemacht, am .............................

Die Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit 
vom ............................ bis ............................ (einschl.).

Der Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB erfolgte 
durch den Gemeinderat, am .............................

Ausfertigungsvermerk:

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes 
mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des 
Gemeinderates übereinstimmt und dass die für die 
Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften 
eingehalten worden sind.
Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt.

Fachbach, den ...............................

...........................................

.............................
Ortsbürgermeister

Rechtskraftvermerk:

Das Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes
ist gemäß § 10 BauGB am .......................
ortsüblich bekannt gemacht worden, mit
Hinweis auf Ort und Dauer der Einsichtnahme.

Der Bebauungsplan ist somit am ...............
rechtsverbindlich geworden.

 
Bad Ems, den ........................

.............................................
Uwe Bruchhäuser
Bürgermeister
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Stand: 20.06.22 Ortsgemeinde Fachbach 
2. Änderung des Bebauungsplans 

der 2.Erweiterung „Auf der Oberau“ (Entwurf)

Die Ergänzung der bauordnungsrechtlichen Festsetzung Ziff. 3.5.1 lautet:

Im Geltungsbereich wurden Gebäude auf Erdanschüttungen errichtet, ohne Untergeschoss 
(Keller). Die Erdanschüttungen erfolgten teilweise bis zur Höhe des Erdgeschossfussbodens. 
Durch das natürliche Geländeprofil waren dafür Anschüttungshöhen bis zu ca. 3,00 m erforderlich. 

Die Erdanschüttungen wurden mit Stützkonstruktionen (Mauern, Gabione, Findlinge, etc.) 
hergestellt (s. Bilder Juli 2021). 
Die geänderte Festsetzung legalisiert den eingetretenen Zustand.

3.5 Erdanschüttungen sind zulässig. 
In Verbindung mit Erdanschüttungen sind, ohne 
eigene Abstandsflächen und in den Abstandsflächen 
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mind. 3,00m (s. Skizze). Zur Nachbargrenze gelten die 
Regeln der Landesbauordnung.
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Teil B -Bauordnungsrechtliche Festsetzungen-
(§ 9 (4) BauGB i.V.m. § 88 LBauO)

2. Änderung
Bebauungsplan "Auf der Oberau"

2. Erweiterung

PLANUNGSBÜRO UHLE
Ortsplanung und Städtebau

Auf dem Acker 25
56379 Winden

Tel. 02604 / 1502
E-Mail: uhle@prof-uhle.de

Ortsgemeinde Fachbach

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB wurde 
durch den Gemeinderat gefasst, am .............................
Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 
wurde ortsüblich bekanntgemacht, am .............................

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
erfolgte am .............................

Die Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde ortsüblich 
bekanntgemacht, am .............................

Die Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit 
vom ............................ bis ............................ (einschl.).

Der Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB erfolgte 
durch den Gemeinderat, am .............................

Ausfertigungsvermerk:

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes 
mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des 
Gemeinderates übereinstimmt und dass die für die 
Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften 
eingehalten worden sind.
Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt.

Fachbach, den ...............................

...........................................

.............................
Ortsbürgermeister

Rechtskraftvermerk:

Das Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes
ist gemäß § 10 BauGB am .......................
ortsüblich bekannt gemacht worden, mit
Hinweis auf Ort und Dauer der Einsichtnahme.

Der Bebauungsplan ist somit am ...............
rechtsverbindlich geworden.

 
Bad Ems, den ........................

.............................................
Uwe Bruchhäuser
Bürgermeister
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Systemschnitt ohne Maßstab

3.5 Erdanschüttungen sind zulässig. 
In Verbindung mit Erdanschüttungen sind, ohne 
eigene Abstandsflächen und in den Abstandsflächen 
von Gebäuden, Stützmauern bis zu 2 m Höhe 
zulässig (s. § 8 Abs. 8 LBauO). 
Die Regelung zur Übernahme von Abstandsflächen 
auf Nachbargrundstücken, nach § 9 LBauO, bleibt 
unberürt.

Ausnahmen können im Vorgartenbereich bei der 
Errichtung Garagen mit ihren Zufahrten und bei 
Stellplätzen zugelassen werden. 

3.5.1 Im Geltungsbereich (Flurstücke 300 - 304) sind 
Erdanschüttungen bis zur Oberkante des 
Erdgeschossfußbodens zulässig. 

Stützmauern sind zur talseitigen Grundstücksgrenze 
(Lärmschutzanlage) bis zu einer Höhe von max. 3,00 
m zulässig. 
Der Abstand beträgt zu dieser Grundstücksgrenze 
mind. 3,00m (s. Skizze). Zur Nachbargrenze gelten die 
Regeln der Landesbauordnung.

Hinweis:
Die Erdanschüttung und Stützmauern können sich auf 
die Standsicherheit der Straßenböschung und auf die 
Beseitigung des Niederschlagswassers auswirken. 
Die Standsicherheit und die Unbedenklichkeit des 
Niederschlagswasserabflusses sind zu beachten.

 
1. Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 

der 2. Änderung des Bebauungsplanes. 

Innerhalb des Geltungsbereichs werden die 
Festsetzungen Ziff. 3.5 und 3.5.1 wie folgt geändert:

Teil B -Bauordnungsrechtliche Festsetzungen-
(§ 9 (4) BauGB i.V.m. § 88 LBauO)

2. Änderung
Bebauungsplan "Auf der Oberau"

2. Erweiterung (Entwurf)

PLANUNGSBÜRO UHLE
Ortsplanung und Städtebau

Auf dem Acker 25
56379 Winden

Tel. 02604 / 1502
E-Mail: uhle@prof-uhle.de

Ortsgemeinde Fachbach

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB wurde 
durch den Gemeinderat gefasst, am .............................
Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 
wurde ortsüblich bekanntgemacht, am .............................

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
erfolgte am .............................

Die Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde ortsüblich 
bekanntgemacht, am .............................

Die Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit 
vom ............................ bis ............................ (einschl.).

Der Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB erfolgte 
durch den Gemeinderat, am .............................

Ausfertigungsvermerk:

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes 
mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des 
Gemeinderates übereinstimmt und dass die für die 
Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften 
eingehalten worden sind.
Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt.

Fachbach, den ...............................

...........................................

.............................
Ortsbürgermeister

Rechtskraftvermerk:

Das Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes
ist gemäß § 10 BauGB am .......................
ortsüblich bekannt gemacht worden, mit
Hinweis auf Ort und Dauer der Einsichtnahme.

Der Bebauungsplan ist somit am ...............
rechtsverbindlich geworden.

 
Bad Ems, den ........................

.............................................
Uwe Bruchhäuser
Bürgermeister
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Stand: 20.06.22 Ortsgemeinde Fachbach 
2. Änderung des Bebauungsplans 

der 2.Erweiterung „Auf der Oberau“ (Entwurf)

Die Erdanschüttung und Stützmauern können sich auf die Standsicherheit der Straßenböschung 
und auf die Beseitigung des Niederschlagswassers auswirken. Aus diesem Grund erfolgt der Hin-
weis, dass die Standsicherheit und die Unbedenklichkeit des Niederschlagswasserabflusses zu 
beachten ist.

ausgefertigt:
 
Fachbach, den
 
 
………………………………………….
Thorsten Heibel
Ortsbürgermeister
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